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Der Verfassungsvertrag ist gestorben – es lebe der Vertrag von 
Lissabon 
von Prof. Dr. Tobias Jaag, Universität Zürich* 
 
I. Ausgangspunkt 
Im Oktober 2004 haben die Staats- und Regierungschefs der Europäischen 
Union (EU) den Verfassungsvertrag unterzeichnet, welcher in anderthalbjähri-
ger Arbeit durch einen Verfassungskonvent unter der Leitung des früheren 
französischen Staatspräsidenten Valéry Giscard d’Estaing vorbereitet und in 
einer Regierungskonferenz noch geringfügig verändert worden war. Rund zwei 
Drittel der Mitgliedstaaten haben den Verfassungsvertrag anschliessend ratifi-
ziert. In Frankreich und in den Niederlanden ist er jedoch im Sommer 2005 in 
Volksabstimmungen abgelehnt worden. Das führte zu einer längeren Phase der 
Unsicherheit über das weitere Vorgehen. 
Im Sommer 2007 beschlossen die Staats- und Regierungschefs, eine Regie-
rungskonferenz einzusetzen mit dem Auftrag, anstelle des Verfassungsvertrags 
einen Reformvertrag auszuarbeiten, mit welchem die geltenden Verträge geän-
dert werden; dabei wurden die inhaltlichen Eckpunkte klar definiert. Bereits im 
Herbst 2007 legte die Regierungskonferenz den Reformvertrag vor, welcher 
am 13. Dezember 2007 in Lissabon als Vertrag von Lissabon von den Staats- 
und Regierungschefs unterzeichnet wurde1. Er bedarf der Ratifizierung durch 
sämtliche Mitgliedstaaten und soll auf den 1. Januar 2009 rechtzeitig vor den 
nächsten Wahlen für das Europäische Parlament in Kraft treten2. 
Damit wird das Vorhaben Verfassungsvertrag fallen gelassen und die ange-
strebten institutionellen Reformen werden über die Revision der geltenden 
Verträge zu erreichen versucht. Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, den Ver-
trag von Lissabon und dessen wichtigste Änderungen gegenüber der bisherigen 
Rechtslage und dem Verfassungsvertrag kurz zu erläutern und zu würdigen3. 
                                                 
*  Ich danke lic.iur. Hüseyin Celik und lic.iur. Jakob Urban für wertvolle Hinweise. 
1  Amtsblatt der Europäischen Union (ABl) C 306 vom 17. Dezember 2007, 1 ff. Der Vertrag 
erstreckt sich über insgesamt 271 Seiten und ist sehr unübersichtlich, weil er nur die Ände-
rungen enthält. Dem Vertrag sind 13 Protokolle und 65 Erklärungen beigefügt. – In der 
Schweiz wurde die Unterzeichnung des Vertrags von Lissabon kaum zur Kenntnis genom-
men, weil innenpolitische Aktualitäten (Abwahl von Bundesrat Christoph Blocher aus dem 
Bundesrat) das ganze Interesse der Öffentlichkeit in Anspruch nahmen. 
2  Art. 6 des Vertrags von Lissabon (VvL).  
3  Eine ausführliche Würdigung findet sich bei Albrecht Weber, Vom Verfassungsvertrag zum 
Vertrag von Lissabon, Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (EuZW) 2008, 7 ff. 
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II. Übersicht 
Der Verfassungsvertrag sollte den Unionsvertrag und den EG-Vertrag ersetzen. 
Abgesehen von den Schlussbestimmungen bestand er aus drei Teilen: Grund-
legende Bestimmungen, Charta der Grundrechte sowie Politikbereiche und 
Arbeitsweise der Union4. Demgegenüber ändert der Vertrag von Lissabon 
nichts am bisherigen Gefüge der Verträge; diese werden lediglich revidiert. 
Weiterhin wird es somit einen Vertrag über die Europäische Union (Unionsver-
trag, EUV) und den bisherigen EG-Vertrag mit dem neuen Titel Vertrag über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) geben. Die beiden Verträge 
sind rechtlich gleichrangig5. Sie werden – wie vor zehn Jahren mit dem Vertrag 
von Amsterdam – wieder neu nummeriert6. 
Der Unionsvertrag wird in Anlehnung an den ersten Teil des Verfassungsver-
trags ergänzt. Er enthält nach einigen „gemeinsamen Bestimmungen“ zu den 
Zielen und Werten der Union sowie zum Verhältnis zwischen Union, Mitglied-
staaten und Unionsbürgern (Art. 1-8) demokratische Grundsätze (Art. 9-12), 
grundlegende Bestimmungen über die Organe (Art. 13-19), Regeln über eine 
verstärkte Zusammenarbeit (Art. 20), allgemeine Bestimmungen über das aus-
wärtige Handeln der Union und besondere Bestimmungen über die Gemeinsa-
me Aussen- und Sicherheitspolitik (Art. 21-46) sowie Schlussbestimmungen 
(Art. 47-55). 
Der Vertrag über die Arbeitsweise der Union wird gegenüber dem bisherigen 
EG-Vertrag ebenfalls erheblich verändert. Der erste Teil enthält Grundsätze 
über die Arten und Bereiche der Zuständigkeit sowie allgemeine Bestimmun-
gen über die Tätigkeitsbereiche der Union (Art. 1-17). Der zweite Teil behan-
delt die Nichtdiskriminierung und die Unionsbürgerschaft (Art. 18-25). Im 
umfangreichsten dritten Teil werden die internen Politiken und Massnahmen 
der Union behandelt: Binnenmarkt7, freier Warenverkehr, Landwirtschaft und 
Fischerei, Freizügigkeit, freier Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, Verkehr, Wettbewerb und Steuerfra-
gen, Wirtschafts- und Währungspolitik, Beschäftigung, Sozialpolitik, Europäi-
scher Sozialfonds, Bildung, Jugend und Sport, Kultur, Gesundheit, Verbrau-
cherschutz, Transeuropäische Netze, Industrie, wirtschaftlicher, sozialer und 
territorialer Zusammenhalt, Forschung, technologische Entwicklung und 
Raumfahrt, Umwelt, Energie, Tourismus, Katastrophenschutz und Verwal-
                                                 
4  Vgl. zum Entwurf des Verfassungskonvents Tobias Jaag, Verfassungsvertrag für die Euro-
päische Union, EuZ 5/2003, 104 ff. Ausführlich zum Verfassungsvertrag Christian Cal-
liess/Matthias Ruffert (Hrsg.), Verfassung der Europäischen Union. Kommentar der Grund-
lagenbestimmungen, München 2006. 
5  Art. 1 Abs. 3 EUV in der Fassung des Vertrags von Lissabon. Auch die nachfolgenden 
Verweise beziehen sich immer auf diese Fassung. 
6  Art. 5 VvL. Dies gilt auch für einige der bisherigen Protokolle; Art. 2 und Anhang des 
Protokolls Nr. 1 zum VvL. 
7  Der Begriff Gemeinsamer Markt verschwindet aus den Verträgen (Art. 2 Ziff. 2 lit. g VvL); 
es ist durchwegs vom Binnenmarkt die Rede. 
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tungszusammenarbeit (Art. 26-197). Der kurze vierte Teil befasst sich weitge-
hend unverändert mit der Assoziierung der überseeischen Länder und Hoheits-
gebiete (Art. 198-204). In einem neuen fünften Teil werden die Bestimmungen 
über das auswärtige Handeln der Union zusammengefasst: Gemeinsame Han-
delspolitik, Zusammenarbeit mit Drittländern und humanitäre Hilfe, restriktive 
Massnahmen, internationale Übereinkünfte, Beziehungen zu internationalen 
Organisationen und Drittländern sowie Solidaritätsklausel (Art. 205-222). Der 
wiederum umfangreiche sechste Teil umfasst die institutionellen Bestimmun-
gen über die Organe und weiteren Einrichtungen, die Gesetzgebungs- und an-
deren Verfahren sowie die Finanzvorschriften (Art. 223-334), und der siebte 
Teil enthält die Schlussbestimmungen (Art. 335-358). 
 
III. Struktur und Grundlagen der Union 
Die Europäische Gemeinschaft wird aufgelöst. Die Europäische Union ist de-
ren Rechtsnachfolgerin und übernimmt damit deren Rechte und Pflichten8; das 
Gemeinschaftsrecht wird zum Unionsrecht. Die Union besitzt Rechtspersön-
lichkeit9.  
Wie schon beim Verfassungsvertrag bleibt neben der EU die Euratom als selb-
ständige Gemeinschaft bestehen. Der Vertrag über die Europäische Atomge-
meinschaft (EAGV) wird beibehalten10. Zahlreiche Regelungen im EAGV 
werden jedoch durch einen Verweis auf die entsprechenden Bestimmungen des 
AEUV ersetzt; der Unionsvertrag und der Vertrag über die Arbeitsweise der 
Union gelten auch für die Euratom. Damit entfällt die bisherige Doppelspurig-
keit sozusagen identischer Bestimmungen in mehreren Verträgen. 
Die Drei-Säulen-Struktur entfällt. Die polizeiliche und justizielle Zusammen-
arbeit in Strafsachen wird unter dem Titel Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts in den AEUV integriert11. Die Gemeinsame Aussen- und Si-
cherheitspolitik behält einen Sonderstatus; sie ist wie bisher im EUV gere-
gelt12. 
Die Präambel sowie die einleitenden Artikel des Unionsvertrags umschreiben 
in Anlehnung an den Verfassungsvertrag die Ziele der Union und die Werte, 
auf die sie sich gründet. Ziel der Union ist es, den Frieden, ihre Werte und das 
Wohlergehen ihrer Völker zu fördern13. Die Werte, auf die sich die Union 
gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleich-
heit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschen- und Minderheitsrech-
te14.  
                                                 
8  Art. 1 Abs. 3 EUV. 
9  Art. 47 EUV. 
10  Protokoll Nr. 2 zum VvL. 
11  Hinten IX. 
12  Hinten VIII. 
13 Art. 3 Abs. 1 EUV. 
14 Art. 2 EUV. 
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IV. Die Mitgliedstaaten und ihre Beziehungen zur Union sowie  
untereinander 
Jeder europäische Staat, der die genannten Werte achtet und sich für ihre För-
derung einsetzt, kann beantragen, Mitglied der Union zu werden15. Mitglied-
staaten, die diese Werte verletzen, können wie bisher mit Sanktionen belegt 
werden, indem bestimmte ihrer Rechte ausgesetzt werden16. Anders als bisher, 
aber in Übereinstimmung mit dem Verfassungsvertrag kann ein Mitgliedstaat 
aus der Union austreten; der Unionsvertrag legt das dabei anwendbare Verfah-
ren fest17. 
Der Unionsvertrag statuiert den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit und 
die Pflicht zu gegenseitiger Achtung und Unterstützung der Union und der 
Mitgliedstaaten bei der Erfüllung der Aufgaben, die sich aus den Verträgen 
ergeben18. In einer Solidaritätsklausel im Abschnitt über das auswärtige Han-
deln versprechen sich die Mitgliedstaaten überdies Unterstützung im Fall von 
Terroranschlägen sowie von Natur- und anderen Katastrophen19. 
Der Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung für die Abgrenzung der 
Zuständigkeiten der Union wird ausdrücklich statuiert, ebenso die dabei zu 
beachtenden Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismässigkeit20. Die 
Zuständigkeitsarten und -bereiche der Union und der Mitgliedstaaten werden 
im Vertrag über die Arbeitsweise der Union in Anlehnung an den Verfas-
sungsvertrag klarer als bisher umschrieben21. Es werden ausschliessliche Zu-
ständigkeiten der Union und geteilte Zuständigkeiten von Union und Mitglied-
staaten aufgelistet22. In verschiedenen Bereichen geteilter Zuständigkeiten be-
schränkt sich die Kompetenz der Union darauf, Massnahmen zur Unterstüt-
zung, Koordinierung oder Ergänzung mitgliedstaatlicher Massnahmen durch-
zuführen; solche Massnahmen dürfen keine Harmonisierung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten beinhalten. Speziell erwähnt wird die Zuständig-
keit der Union, Regelungen zur Koordinierung der Wirtschafts- und Beschäfti-
gungspolitik zu erlassen sowie eine gemeinsame Aussen- und Sicherheitspoli-
tik einschliesslich einer gemeinsamen Verteidigungspolitik zu erarbeiten und 
zu verwirklichen. Die Kompetenz der Union zur Abrundung bestehender Zu-
ständigkeiten bleibt mit gewissen Einschränkungen bestehen23. 
                                                 
15 Art. 49 EUV. 
16 Art. 7 EUV. 
17 Art. 50 EUV. 
18 Art. 4 Abs. 3 EUV. 
19  Art. 222 AEUV. 
20 Art. 5 EUV i.V.m. dem Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität 
und der Verhältnismässigkeit (Subsidiaritätsprotokoll). 
21  Art. 2-6 AEUV. Diese Bestimmungen werden durch ein Protokoll über die Ausübung der 
geteilten Zuständigkeit sowie durch Erklärung Nr. 18 zur Abgrenzung der Zuständigkeiten 
präzisiert. 
22  Art. 3 und 4 AEUV. 
23  Art. 352 AEUV. 
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Die Bestimmungen über die Verstärkte Zusammenarbeit unter den Mitglied-
staaten werden gestrafft. Im Unionsvertrag besteht der entsprechende Abschnitt 
aus einem einzigen Artikel; die nähere Ausführung erfolgt im Vertrag über die 
Arbeitsweise der Union24. Die Verstärkte Zusammenarbeit bedarf einer Er-
mächtigung durch den Rat; sie ist das letzte Mittel, wenn festgestellt wird, dass 
die mit dieser Zusammenarbeit angestrebten Ziele von der Union in ihrer Ge-
samtheit nicht innerhalb eines vertretbaren Zeitraums verwirklicht werden 
können. Voraussetzung ist, dass mindestens neun Mitgliedstaaten an der Ver-
stärkten Zusammenarbeit beteiligt sind25.  
 
V. Rechtsstellung der Bürgerinnen und Bürger 
Die Union anerkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze, die in der bereits 
im Jahr 2000 in Nizza proklamierten Charta der Grundrechte niedergelegt 
sind26. Die Charta ist am Tag vor der Unterzeichnung des Vertrags von Lissa-
bon von den Präsidenten des Europäischen Parlaments, des Rats und der 
Kommission mit gewissen Anpassungen erneut feierlich verkündet worden27. 
Sie und die Verträge sind rechtlich gleichrangig28. Obwohl die Charta anders 
als im Verfassungsvertrag nicht in die Verträge integriert worden ist, wird sie 
dadurch zum rechtsverbindlichen Bestandteil des Primärrechts der Union29. 
Wie bisher sind die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) gewährleistet sind und sich aus der gemeinsamen Verfas-
sungsüberlieferung der Mitgliedstaaten ergeben, als allgemeine Rechtsgrund-
sätze Teil des Unionsrechts30. Wie bereits im Verfassungsvertrag ist jetzt im 
Unionsvertrag der Beitritt zur EMRK vorgesehen31. 
Das Diskriminierungsverbot sowie die Bestimmungen über die Unionsbürger-
schaft bleiben weitgehend unverändert32. 
Mindestens eine Million Unionsbürgerinnen und -bürger aus einer erheblichen 
Anzahl von Mitgliedstaaten können mit einer Initiative die Europäische Kom-
mission auffordern, im Rahmen ihrer Befugnisse dem Parlament und dem Rat 
geeignete Vorschläge zu unterbreiten für Rechtsakte zur Umsetzung der Ver-
                                                 
24  Art. 20 EUV und Art. 326-334 AEUV. 
25  Art. 20 Abs. 2 EUV. 
26  Vgl. dazu den Beitrag von ... in diesem Heft. 
27  ABl C 303 vom 14. Dezember 2007, 1 ff.; Europäische Grundrechte-Zeitschrift (EuGRZ) 
34/2007, 747 ff. 
28  Art. 6 Abs. 1 EUV. 
29  Für Grossbritannien und Polen gilt eine Sonderregelung gemäss dem Protokoll über die 
Anwendung der Charta der Grundrechte auf Polen und das Vereinigte Königreich. 
30  Art. 6 Abs. 3 EUV. 
31  Art. 6 Abs. 2 EUV i.V.m. dem Protokoll über den Beitritt der Union zur EMRK. Das 14. 
Protokoll zur EMRK sieht die Möglichkeit eines Beitritts der EU zur EMRK ebenfalls vor. 
Es kann jedoch erst in Kraft treten, wenn es auch von Russland als dem letzten Mitglied-
staat des Europarates ratifiziert worden ist. 
32  Art. 18-25 AEUV. 
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träge. Dieses Initiativrecht bedarf der Konkretisierung durch eine Verord-
nung33. 
 
VI. Organe 
Der Vertrag von Lissabon übernimmt vom Verfassungsvertrag die wesentli-
chen Änderungen zu den Gemeinschaftsorganen34. 
Die Union hat nunmehr sieben Organe35: wie bisher die Europäische Gemein-
schaft das Europäische Parlament, den Rat, die Europäische Kommission, den 
Gerichtshof der Europäischen Union und den Rechnungshof sowie neu den 
Europäischen Rat und die Europäische Zentralbank. 
Für das Parlament wird die maximale Mitgliederzahl auf 751 festgesetzt („750, 
zuzüglich des Präsidenten“36); pro Mitgliedstaat gibt es mindestens sechs und 
höchstens 96 Sitze. Die Verteilung der Sitze auf die Mitgliedstaaten erfolgt 
durch den Europäischen Rat auf Initiative und mit Zustimmung des Europäi-
schen Parlaments37. Die Mitwirkungsrechte des Parlaments bei der Rechtset-
zung und beim Erlass des Budgets werden verstärkt38. 
Der Europäische Rat39 setzt sich wie bisher aus den Staats- und Regierungs-
chefs40 der Mitgliedstaaten sowie dem Präsidenten der Kommission zusam-
men. Neu dazu kommt der Präsident des Europäischen Rates, der durch den 
Europäischen Rat mit qualifizierter Mehrheit auf eine Amtszeit von zweiein-
halb Jahren gewählt wird; eine einmalige Wiederwahl ist möglich. Im Unter-
schied zum bisherigen Vorsitzenden des Europäischen Rates ist der neue Präsi-
dent nicht Mitglied einer staatlichen Regierung; er darf kein Amt in einem 
Mitgliedstaat ausüben. 
Anders als im Verfassungsvertrag wird der Rat nicht Ministerrat, sondern wei-
terhin Rat genannt41. Der Vorsitz des Rates wird nach einem System der 
gleichberechtigten Rotation wahrgenommen. Anders als bisher ist allerdings 
die Amtszeit nicht mehr im Vertrag festgelegt; vielmehr ist die Ausgestaltung 
des Vorsitzes durch den Europäischen Rat mit qualifiziertem Mehr zu be-
schliessen42. Eine Ausnahme vom rotierenden Vorsitz gilt für den Rat Auswär-
                                                 
33  Art. 11 Abs. 4 EUV i.V.m. Art. 24 Abs. 1 AEUV. 
34  Vgl. dazu auch das Protokoll über die Übergangsbestimmungen. 
35  Art. 13 Abs. 1 EUV. 
36  Eine höchst eigenartige Formulierung, zumal ja der Präsident auch ein ordentlich gewählter 
Vertreter eines Mitgliedstaates ist. Der zusätzliche Sitz geht an Italien; Erklärung Nr. 4 zur 
Zusammensetzung des Europäischen Parlaments. 
37  Art. 14 Abs. 2 EUV. 
38  Vgl. für das Gesetzgebungsverfahren hinten VII. 
39  Art. 15 EUV. 
40  Richtig: Staats- oder Regierungschefs. 
41  Art. 16 EUV. 
42  Art. 16 Abs. 9 EUV i.V.m. Art. 236 lit. b AEUV. Gemäss Art. 1 der Erklärung Nr. 9 betref-
fend den Beschluss des Europäischen Rates über die Ausübung des Vorsitzes im Rat wird 
der Vorsitz jeweils für einen Zeitraum von 18 Monaten von einer Gruppe von drei Mit-
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tige Angelegenheiten; dort führt der Hohe Vertreter für Aussen- und Sicher-
heitspolitik den Vorsitz43. 
In Übereinstimmung mit dem Verfassungsvertrag, aber abweichend von der 
bisherigen Regelung berechnet sich das qualifizierte Mehr im Europäischen 
Rat und im Rat wie folgt44: Es braucht eine Mehrheit von mindestens 55% der 
Mitglieder des Rates (mindestens 15 Mitglieder), die mindestens 65% der Be-
völkerung der Union vertreten. Überdies sind für eine Sperrminorität mindes-
tens vier Mitglieder des Rates erforderlich. Beschliesst der Rat nicht auf Vor-
schlag der Kommission oder des Hohen Vertreters für Aussen- und Sicher-
heitspolitik, so braucht es eine Mehrheit von 72% der Mitglieder des Rates, die 
wiederum mindestens 65% der Bevölkerung vertreten45. Diese Neuerungen 
treten erst auf den 1. November 2014 in Kraft; bis dahin gilt die bisherige Re-
gelung. 
Ein zentrales Anliegen sowohl des Verfassungsvertrags wie des Vertrags von 
Lissabon ist die Verkleinerung der Kommission46. Ebenfalls ab 2014 besteht 
die Kommission aus einer Anzahl von Mitgliedern, die zwei Dritteln der Zahl 
der Mitgliedstaaten entspricht; bei den gegenwärtig 27 Mitgliedstaaten hat die 
Kommission somit 18 Mitglieder, einschliesslich des Präsidenten und des Ho-
hen Vertreters für die Aussen- und Sicherheitspolitik. Die Berücksichtigung 
der Mitgliedstaaten erfolgt nach einem System der strikt gleichberechtigten 
Rotation; das bedeutet, dass über drei Amtszeiten hinweg jeder Mitgliedstaat 
während einer Amtszeit nicht in der Kommission vertreten ist. Bei der Zusam-
mensetzung der Kommission ist überdies das demografische und geografische 
Spektrum der Mitgliedstaaten zu berücksichtigen. Bei der Ernennung des 
Kommissionspräsidenten ist dem Ergebnis der Wahl des Europäischen Parla-
ments Rechnung zu tragen47. 
Der Hohe Vertreter der Union für Aussen- und Sicherheitspolitik wird nicht 
wie im Verfassungsvertrag Aussenminister genannt48. Er wird durch den Euro-
päischen Rat mit qualifiziertem Mehr und mit Zustimmung des Kommissions-
präsidenten ernannt und kann im gleichen Verfahren seines Amtes enthoben 
werden. Er ist Vorsitzender des Rates Auswärtige Angelegenheiten und gleich-
zeitig einer der Vizepräsidenten der Kommission. Der Hohe Vertreter leitet die 
Gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik sowie die Gemeinsame Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik und sorgt für die Kohärenz des auswärti-
gen Handelns der Union. Er wird unterstützt durch einen neuen Europäischen 
                                                                                                                                 
gliedstaaten wahrgenommen; ein Mitglied der Gruppe übt den Vorsitz jeweils während 
sechs Monaten mit Unterstützung der anderen aus. 
43  Art. 18 Abs. 3 EUV. 
44  Art. 16 Abs. 4 EUV. 
45  Art. 238 Abs. 2 AEUV. 
46  Art. 17 Abs. 5 EUV. 
47  Art. 17 Abs. 7 EUV. 
48  Art. 18 und 27 EUV. 
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Auswärtigen Dienst mit diplomatischem Personal der EU und der Mitgliedstaa-
ten. 
Die Gerichte erhalten teilweise neue Bezeichnungen: Sammelbegriff für die 
Justiz ist Gerichtshof der Europäischen Union. Dieser umfasst den Gerichts-
hof, das Gericht und Fachgerichte49. Neu wird ein Ausschuss eingesetzt, der 
vor der Ernennung der Mitglieder der Gerichte durch den Rat deren Eignung 
überprüft. Dieser Ausschuss besteht aus sieben Persönlichkeiten, die aus dem 
Kreis ehemaliger Mitglieder des Gerichtshofs und des Gerichts, aus Mitglie-
dern der höchsten einzelstaatlichen Gerichte sowie aus Juristen von anerkannt 
hervorragender Befähigung ausgewählt werden. Durch Ratsbeschluss sind 
Vorschriften für die Arbeitsweise und zur Ernennung der Mitglieder des Aus-
schusses zu erlassen50. 
 
VII. Rechtsakte und Rechtsetzungsverfahren 
Der Verfassungsvertrag sah vor, Richtlinien und Verordnungen neu als Rah-
mengesetze und Gesetze zu bezeichnen. Der Vertrag von Lissabon verzichtet 
auf diese neue Terminologie. Dagegen wird der Begriff der Entscheidung er-
setzt durch Beschluss51. Als Oberbegriff für sämtliche Handlungsformen wird 
der Begriff Rechtsakte verwendet52. 
Obwohl die Erlasse nicht als Gesetze bezeichnet werden, wird für das Recht-
setzungsverfahren der Begriff Gesetzgebungsverfahren und als Oberbegriff für 
Rechtsakte, für welche ein Gesetzgebungsverfahren durchgeführt wurde, der 
Begriff Gesetzgebungsakte verwendet53.  
Wie durch den Verfassungsvertrag wird auch durch den Vertrag von Lissabon 
das Rechtsetzungsverfahren der Zusammenarbeit abgeschafft und das bisherige 
Mitentscheidungsverfahren zum ordentlichen Gesetzgebungsverfahren er-
klärt54. Dieses besteht in der gemeinsamen Annahme einer Verordnung, einer 
Richtlinie oder eines Beschlusses durch das Europäische Parlament und den 
Rat (in der Regel mit qualifiziertem Mehr) auf Vorschlag der Kommission. Die 
Regelung zu den drei Lesungen in Parlament und Rat und zum Einsatz des 
Vermittlungsausschusses ist klarer strukturiert und formuliert als bisher55. 
Ein besonderes Gesetzgebungsverfahren gelangt dort zur Anwendung, wo dies 
ausdrücklich vorgesehen ist56. In einem solchen erfolgt die Annahme einer 
                                                 
49 Art. 19 Abs. 1 EUV. Das bisher einzige Fachgericht ist das 2005 gebildete Gericht für den 
öffentlichen Dienst. 
50  Art. 255 AEUV. 
51  Art. 288 AEUV. 
52  Titel vor Art. 288 und Art. 289 Abs. 3 AEUV. 
53  Art. 289 Abs. 3 AEUV. 
54  Art. 289 Abs. 1 i.V.m. Art. 294 AEUV. 
55  Das Gleiche gilt für die Verfahren zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge und zur Ver-
abschiedung des Haushaltsplans; Art. 218 und 314 AEUV. 
56  Art. 289 Abs. 2 AEUV. 
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Verordnung, einer Richtlinie oder eines Beschlusses entweder durch das Euro-
päische Parlament mit Beteiligung des Rates oder durch den Rat mit Beteili-
gung des Europäischen Parlaments; letzteres entspricht dem bisherigen Anhö-
rungsverfahren. 
Am grundsätzlichen Initiativmonopol der Kommission wird festgehalten57. Die 
Kommission kann durch eine Million Unionsbürger mittels Initiative zum 
Handeln aufgefordert werden58. Vereinzelt können Gesetzgebungsakte auch 
auf Initiative einer Gruppe von Mitgliedstaaten oder anderer Unionsorgane 
erlassen werden59. 
In Gesetzgebungsakten kann der Kommission die Befugnis übertragen werden, 
Ausführungs- oder Ergänzungsvorschriften zu erlassen60. In der Delegations-
norm müssen allerdings Ziele, Inhalt, Geltungsbereich und Dauer der Befug-
nisübertragung ausdrücklich festgelegt werden. Dabei ist vorzusehen, dass 
entweder das Europäische Parlament oder der Rat die Übertragung widerrufen 
kann oder dass der delegierte Rechtsakt nur in Kraft treten kann, wenn das Eu-
ropäische Parlament oder der Rat innert festgelegter Frist keine Einwände er-
hebt. Im Titel ist der delegierte Rechtsakt als solcher zu bezeichnen. 
Die nationalen Parlamente werden in das Gesetzgebungsverfahren einbezo-
gen61. Sie erhalten von den Organen der Union Entwürfe von Gesetzgebungs-
akten und können diese auf die Einhaltung des Grundsatzes der Subsidiarität 
überprüfen und ihre Bedenken äussern. Werden die Bedenken nicht berück-
sichtigt, kann ein Mitgliedstaat im Namen seines Parlaments wegen Verletzung 
des Subsidiaritätsprinzips an den EuGH gelangen. 
Für Vertragsänderungen wird das ordentliche Verfahren mit einem Konvent 
vorgesehen62, wie es – ohne Vertragsgrundlage – für die Charta der Grundrech-
te und den Verfassungsvertrag durchgeführt wurde. Der Europäische Rat kann 
allerdings mit Zustimmung des Europäischen Parlaments darauf verzichten und 
wie bisher ein Verfahren mit Regierungskonferenz beschliessen. Der Europäi-
sche Rat kann auch im vereinfachten Verfahren ohne Konvent oder Regie-
rungskonferenz eine Vertragsänderung verabschieden. In jedem Fall müssen 
Vertragsänderungen wie bisher durch die Mitgliedstaaten ratifiziert werden. 
 
                                                 
57  Art. 17 Abs. 2 EUV i.V.m. Art. 289 Abs. 1 AEUV. Die Kommission hat ihre Vorschläge zu 
begründen, insbesondere auch aus der Sicht der Grundsätze der Subsidiarität und der Ver-
hältnismässigkeit; Art. 296 Abs. 2 AEUV i.V.m. Art. 5 des Subsidiaritätsprotokolls. 
58  Art. 11 Abs. 4 EUV; vgl. vorn V. 
59  Art. 289 Abs. 4 AEUV. 
60  Art. 290 AEUV. 
61  Art. 12 EUV i.V.m. dem Protokoll über die Rolle der nationalen Parlamente in der Europäi-
schen Union und dem Subsidiaritätsprotokoll. 
62  Art. 48 EUV. 
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VIII. Aussenbeziehungen 
Bei ihrem Handeln auf internationaler Ebene lässt sich die Union von den 
Grundsätzen der Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, universellen Gültigkeit und 
Unteilbarkeit der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Achtung der Men-
schenwürde, Gleichheit und Solidarität sowie von der Achtung der Grundsätze 
der Charta der Vereinten Nationen und des Völkerrechts leiten63. Der Europäi-
sche Rat legt gestützt auf diese Grundlagen einstimmig die strategischen Inte-
ressen und Ziele der Union fest. Diese Beschlüsse erstrecken sich auf die Ge-
meinsame Aussen- und Sicherheitspolitik sowie auf andere Bereiche des aus-
wärtigen Handelns der Union wie Aussenhandel, Entwicklungszusammenar-
beit und humanitäre Hilfe64. 
Die Zuständigkeit der Union in der Gemeinsamen Aussen- und Sicherheitspoli-
tik erstreckt sich auf alle Bereiche der Aussenpolitik sowie auf sämtliche Fra-
gen im Zusammenhang mit der Sicherheit der Union, einschliesslich der 
schrittweisen Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik65. Für die 
Gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik gelten weiterhin besondere Be-
stimmungen und Verfahren. Sie wird vom Europäischen Rat und vom Rat ein-
stimmig festgelegt, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist. 
Der Erlass von Gesetzgebungsakten ist ausgeschlossen. Die Durchführung der 
Gemeinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik obliegt dem Hohen Vertreter für 
Aussen- und Sicherheitspolitik und den Mitgliedstaaten. Das Europäische Par-
lament und die Kommission werden daran beteiligt, soweit in den Verträgen 
vorgesehen. Der Gerichtshof ist in diesem Zusammenhang grundsätzlich wei-
terhin nicht zuständig. 
Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist integraler Bestand-
teil der Gemeinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik66. Sie soll der Union eine 
auf zivile und militärische Mittel gestützte Operationsfähigkeit sichern. Sie 
umfasst die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik 
der Union, die durch einstimmigen Beschluss des Europäischen Rates zu einer 
gemeinsamen Verteidigung führen kann. Die Mitgliedstaaten stellen der Union 
zivile und militärische „Fähigkeiten“ (Kapazitäten) zur Verfügung. Mitglied-
staaten, die anspruchsvollere Kriterien in Bezug auf die militärischen Fähigkei-
ten erfüllen, können eine ständige strukturierte Zusammenarbeit im Rahmen 
der Union eingehen67. Es wird eine Europäische Verteidigungsagentur für die 
Bereiche Entwicklung der Verteidigungsfähigkeiten, Forschung, Beschaffung 
und Rüstung eingerichtet68.  
                                                 
63  Art. 21 Abs. 1 EUV. 
64  Art. 22 EUV; Art. 205 ff. AEUV. 
65  Art. 24 Abs. 1 EUV. 
66  Art. 42 Abs. 1-3 EUV. 
67  Art. 42 Abs. 6 i.V.m. Art. 46 EUV und dem Protokoll über die ständige strukturierte Zu-
sammenarbeit. 
68  Art. 42 Abs. 3 i.V.m. Art. 45 EUV. 
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Die Union entwickelt besondere Beziehungen zu den Ländern in ihrer Nach-
barschaft, um einen Raum des Wohlstands und der guten Nachbarschaft zu 
schaffen, der auf den Werten der Union aufbaut und sich durch enge, friedliche 
Beziehungen auf der Grundlage der Zusammenarbeit auszeichnet. Die Union 
kann mit den betreffenden Ländern spezielle Übereinkünfte schliessen69. 
 
IX. Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
Die bisherigen Bestimmungen über die polizeiliche und justizielle Zusammen-
arbeit in Strafsachen verschwinden aus dem Unionsvertrag und werden im 
Abschnitt über Einwanderung und Asyl unter dem Titel Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts in den Vertrag über die Arbeitweise der Union ein-
gefügt70. Damit entfällt der Sonderstatus der bisherigen dritten Säule. 
Die Union stellt sicher, dass an den Binnengrenzen keine Personenkontrollen 
durchgeführt werden, und entwickelt eine gemeinsame Politik in den Bereichen 
Asyl, Einwanderung und Kontrollen an den Aussengrenzen71. Sie wirkt darauf 
hin, durch Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Kriminalität, 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, zur Koordinierung und Zusammenarbeit 
von Polizeibehörden und Organen der Strafrechtspflege sowie durch die ge-
genseitige Anerkennung strafrechtlicher Entscheidungen ein hohes Mass an 
Sicherheit zu gewährleisten; soweit erforderlich kann zu diesem Zweck auch 
eine Angleichung strafrechtlicher Vorschriften erfolgen72. Durch die gegensei-
tige Anerkennung gerichtlicher und aussergerichtlicher Entscheidungen in Zi-
vilsachen soll schliesslich der Zugang zum Recht erleichtert werden73. 
 
X. Würdigung 
Der Vertrag von Lissabon überzeugt weitgehend. Er nimmt die erforderlichen 
institutionellen Anpassungen an die stark vergrösserte Union vor und schafft 
damit die Grundlagen dafür, dass die Union auch mit 500 und mehr Millionen 
Bürgerinnen und Bürgern und rund 30 Mitgliedstaaten aktionsfähig bleibt. Das 
vollamtliche Präsidium des Europäischen Rates, die Verkleinerung der Kom-
mission und die Zusammenlegung der aussenpolitischen Kompetenzen beim 
Hohen Vertreter für Aussen- und Sicherheitspolitik sorgen für eine leistungsfä-
higere und glaubwürdigere Führungsstruktur. Durch die weitere Stärkung des 
Europäischen Parlaments und durch den Einbezug der nationalen Parlamente in 
die Gesetzgebungsverfahren wird auch die demokratische Legitimation der 
Entscheidungen der Unionsorgane verbessert. Verschiedene Unklarheiten, bei-
spielsweise betreffend die Rechtspersönlichkeit der Union oder zum Verhältnis 
                                                 
69  Art. 8 EUV. 
70  Art. 67-89 AEUV. 
71  Art. 67 Abs. 2 i.V.m. Art. 77-80 AEUV. 
72  Art. 67 Abs. 3 i.V.m. Art. 82-100 AEUV. 
73  Art. 67 Abs. 4 i.V.m. Art. 81 AEUV. 
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zwischen Gemeinsamem Markt und Binnenmarkt werden behoben. Doppelspu-
rigkeiten zwischen den Verträgen werden zwar nicht beseitigt, aber zumindest 
reduziert und durch systematische Umstellungen und klarere Formulierungen 
werden die Verträge besser lesbar. 
Es ist erfreulich, dass die EU nach der Ablehnung des Verfassungsvertrags 
durch die Stimmberechtigten in Frankreich und in den Niederlanden einen Weg 
aus der Sackgasse gefunden hat. Der Weg scheint auch gangbar zu sein. Der 
Vertrag von Lissabon ist zwar etwas weniger ambitiös als der Verfassungsver-
trag, indem die bestehenden Verträge lediglich abgeändert und nicht durch eine 
„Verfassung“ ersetzt werden. Auch wird auf einige Bestimmungen verzichtet, 
welche zum Ziel hatten, ein Zusammengehörigkeits- und Integrationsgefühl bei 
den Unionsbürgern zu wecken, wie jene betreffend die Flagge, die Hymne und 
den Leitspruch der Union74. In verschiedenen Bereichen ist sodann auf termi-
nologische Neuerungen verzichtet worden, welche Assoziationen mit einem 
Staat geweckt hätten, wie die Begriffe Verfassung, Rahmengesetz und Gesetz75 
sowie Aussenminister. Dass der Vorrang des Gemeinschaftsrechts gegenüber 
dem Recht der Mitgliedstaaten anders als im Verfassungsvertrag nicht aus-
drücklich statuiert wird, dient ebenfalls diesem Ziel; eine Abweichung von der 
langjährigen Rechtsprechung des EuGH ist damit nicht beabsichtigt76. 
Abgesehen von diesen mehr atmosphärisch-psychologischen Abstrichen hat 
der Vertrag von Lissabon die Substanz des Verfassungsvertrags weitgehend 
übernommen. Insbesondere mit den Änderungen im institutionellen Bereich, 
aber auch bei der Ausgestaltung des Gesetzgebungsverfahrens und der Erwei-
terung der Kompetenzen der Union in einzelnen Sachbereichen geht der Ver-
trag von Lissabon kaum weniger weit als der Verfassungsvertrag. 
In Anbetracht der nur geringfügigen Abstriche gegenüber dem Verfassungsver-
trag fällt es schwer, in jenen Mitgliedstaaten den Verzicht auf ein Referendum 
zu rechtfertigen, welche den Verfassungsvertrag dem Referendum unterstellt 
hat. Die Absicht, mit dem Verfassungsvertrag bzw. jetzt mit dem Vertrag von 
Lissabon die Transparenz und Bürgernähe zu erhöhen, wird dadurch wieder in 
Frage gestellt. Das ist jedoch weniger eine Frage des Gemeinschaftsrechts als 
des nationalen Verfassungsrechts und insbesondere der demokratischen Kultur. 
Es ist der Europäischen Union zu wünschen, dass der neue Anlauf zur instituti-
onellen Erneuerung und Konsolidierung gelingt und der Vertrag von Lissabon 
wie vorgesehen 2009 in Kraft treten kann.  
 
                                                 
74  Art. 1-8 des Verfassungsvertrags. 
75  Dass trotzdem von Gesetzgebung und Gesetzgebungsakten die Rede ist, scheint allerdings 
inkonsequent. 
76  Erklärung Nr. 17 zum Vorrang. 
